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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
im 2. Vierteljahr des Haushaltsjahres 1974 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1974 

DM 

An über- und 
außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Zweckbestimmung und Begründung 

i i 

I 2 

1 3 I 

1 4 

1011 

63 000 r — 1 

Einzelplan 10 - 

17 000,— 

- Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten — 

Mieten und Pachten für Grundstücke, Gebäude und Räume 

518 01 



Mehrausgabe wegen Anmietung von Räumen zur Unter- 


bringung zusätzlichen Personals, das die Bundesanstalt für 
Vegetationskunde, Naturschutz und Landschaftspflege in 
Bonn-Bad Godesberg für die Bearbeitung der ihr vom Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten er- 
teilten Forschungsaufträge — insbesondere auf dem Gebiete 
des Umweltschutzes — benötigte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und zur Erfüllung 
des Auftrags unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 685 61. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

12 03 — 3 500 000, — Untersuchung von Abfluß- und Gesdiiebeverhältnissen des 

~ (Ausgaberest) Rheins 

Mehrausgabe infolge notwendig gewordener Untersuchun- 
gen und Messungen der Abfluß- und Gesdiiebeverhältnisse 
des Rheins, Im Vertrag vom 4. Juli 1969 ist zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
vereinbart worden, unterhalb von Kehl/Straßburg die Stau- 
stufen Gambsheim und Iffezheim zu bauen. Weil mit der 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

außerplan- 
mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 
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gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 

DM 


1 1 

2 | 

1 3 

1 4 


Stauerrichtung an der bereits fertiggestellten Staustufe 
Gambsheim (Rhein km 309) die Sohlenerosion im Unterwas- 
ser einsetzt und bis zur Stauerrichtung an der Staustufe Iffez- 
heim im Jahre 1977 für Modell- und Naturversuche nur noch 
ein Zeitraum von drei Jahren zur Verfügung steht, muß auch 
im Hinblick auf die zur Zeit laufenden Regierungsverhand- 
lungen mit Frankreich über zu ergreifende Maßnahmen mit 
den entsprechenden Untersuchungen bereits in diesem Jahr 
begonnen werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. Diese Entwicklung war 
bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1974 nicht vor- 
herzusehen. 

Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 750 03. 


12 09 
712 01 


1 165 000,— 


300 000,— 


Größere Um- und Erweiterungsbauten 


Mehrausgabe infolge erhöhter Kosten für die Beseitigung des 
Wasserschadens an der Dekontaminationsanlage des Spe- 
ziallaboratoriums für die Überwachung des Meerwassers 
und der Meereslebewesen auf Radioaktivität. Der Umfang 
der Maßnahmen war erst während der Durchführung der In- 
standsetzung zu erkennen. Im übrigen beruht der Mehrbedarf 
auf Lohn- und Preissteigerungen. 


Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 661 82. 


32 05 
575 21 


60 000 000,— 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


60 000 000,— 


Zinsen für Buchkredit der Deutschen Bundesbank 


Bei der Inanspruchnahme von Buchkredit der Deutschen Bun- 
desbank handelt es sich um Kreditaufnahmen zur Aufrecht- 
erhaltung einer ordnungsmäßigen Kassenwirtschaft (Kassen- 
verstärkungskredit) . 

Die angespannte Lage auf dem Kapitalmarkt machte eine er- 
höhte Inanspruchnahme des Buchkredits notwendig. Dies 
führte zwangsläufig zu Mehrausgaben für Zinsen. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 


Gemäß § 37 Abs. 4 der Bundeshaushaltsordnung zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers der Finan- 
zen vom 5. August 1974 — II A2 — H 1221 — 2/74. Da sich die vierteljährliche Mitteilungen auf den Zeit- 
raum ab dem Tag der Verkündung des jeweiligen Haushaltsgesetzes erstrecken und das Haushaltsgesetz 
1974 am 5. Juni 1974 verkündet worden ist, entfällt eine Mitteilung für das 1. Vierteljahr des Haus- 
haltsjahres 1974. 
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Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


60 02 
540 01 


100 000 000 — 


55 500 000 — 


Prägekosten, Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 
für die Unterhaltung des Münzumlaufs sowie Kosten der 
Bekämpfung der Falschmünzerei 


1. Zur Herstellung der Prägung von 5 DM Umlauf- und Ge- 
denkmünzen wird Silber und Kupfer benötigt Die Münz- 
metalle sind vom Bund zu beschaffen und den Münzäm- 
tern für die Prägung zur Verfügung zu stellen. 

Im Jahre 1974 müssen für die Herstellung dieser Münzen 
rd. 200 000 kg Feinsilber gekauft werden. Vom Herbst 
1973 bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist der Silberpreis 
je kg von rd. 230 DM zeitweise bis über 500 DM ange- 
stigen. 

Der Durchschnittspreis aller Silberkäufe im Jahre 1974 
beträgt je kg 408 DM. Bezogen auf die Gesamtmenge von 
rd. 200 000 kg, die gekauft werden muß, ergeben sich 
Mehrkosten von rd. 35,6 Millionen DM im Jahre 1974. 


2. Auf Grund von Feststellungen der Deutschen Bundes- 
bank sind seit Frühjahr 1974 so viele 5 DM Münzen in den 
Zahlungsverkehr geflossen, daß in Kürze mit einer Ver- 
knappung bei dieser Münzsorte zu rechnen ist. Um dieser 
Knappheit zu begegnen, schlägt die Bundesbank vor, daß 
jedes der vier Münzämter unverzüglich 2 Millionen Stück 
Ronden herstellt, die kurzfristig geprägt und ausgegeben 
werden können. Sollten diese Prägungen nicht notwendig 
werden, könnten die Silberronden für die Prägung späte- 
rer Gedenkmünzen verwendet werden. Diese Maßnahme 
macht weitere Mehrausgaben in 1974 in Höhe von rd. 
9,2 Millionen DM notwendig. 

3. Der von der Bundesregierung beschlossene Umtausch der 
5 DM Silbermünzen gegen Münzen aus Kupfernickel 
sollte nach Absprache mit der Bundesbank ursprünglich 
ab 1. Juli 1975 beginnen. Wegen der unter 2. erwähnten 
Knappheit an 5 DM Münzen und aus der Überlegung her- 
aus, für 1975 keinen neuen Prägeauftrag in 5 DM (Silber) 
Münzen mehr erteilen zu müssen, ist der Umtauschtermin 
auf den 1. Januar 1975 vorverlegt worden. Durch die Vor- 
verlegung des Umtauschtermins entsteht für das Haus- 
haltsjahr 1974 eine weitere Mehrausgabe von rd 10,7 Mil- 
lionen DM. 


Die Mehrausgabe von insgesamt 55,5 Millionen DM war un- 
vorhergesehen. Sie war für die Sicherstellung eines geord- 
neten Münzumlaufs unabweisbar. Infolge der Maßnahmen 
zu 2. und 3. ist im Haushaltsjahr 1974 bei Kap. 60 01 
Tit. 092 01 mit Mehreinnahmen zu rechnen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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An über- und 


Kap. 
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mäßigen Aus- 

Zweckbestimmung und Begründung 

Tit. 
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l 
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60 04 
681 03 


20 000 — 


828,48 


Härteausgleich an Personen, die vor dem 18. Dezember 1947 
von der Besatzungsmadit aus dem Saarland ausgewiesen 
worden sind 


Für die nach den Richtlinien vom 28. Juli 1961 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 469) und Abschnitt II des Gesetzes Nr. 695 vom 
15. Juli 1959 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1299) zu erbrin- 
genden Wiedergutmachungsleistungen reichte der Ansatz 
wider Erwarten nicht aus. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war wegen der 
dem Saarland gegenüber bestehenden Zahlungsverpflichtung 
unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 698 61. 


4 



